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Geſetz- Sammlung 
für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
Nr 5 —— 


Juhalt: Geſetz, betreffend die Heranziehung der Fabriken u. ſ. w. mit Vorausleiſtungen für den Wegebau in 
der Provinz Brandenburg, S. 315. — Wegeordnung für die Provinz Sachſen, S. 316. 


(Nr. 9477.) Geſetz, betreffend die Heranziehung der Fabriken u. ſ. w. mit Vorausleiſtungen 
für den Wegebau in der Provinz Brandenburg. Vom 7. Juli 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie, für 
den Umfang der Provinz Brandenburg, was folgt: 
§. 1. 

Wird ein öffentlicher Weg in Folge der Anlegung von Fabriken, Berg⸗ 
werken, Steinbrüchen, Ziegeleien oder ähnlichen Unternehmungen vorübergehend, 
oder durch deren Betrieb dauernd, in erheblichem Maße abgenutzt, ſo kann auf 
Antrag derjenigen, deren Unterhaltungslaſt durch ſolche Unternehmungen ver- 
mehrt wird, dem Unternehmer nach Verhältniß dieſer Mehrbelaſtung, wenn und 
inſoweit dieſelbe nicht durch die Erhebung von Chauſſeegeld gedeckt wird, ein an⸗ 
gemeſſener Beitrag zu der Unterhaltung des betreffenden Weges auferlegt werden. 

§. 2. 

Der Staat, die Provinz, die Kreiſe und diejenigen Stadtgemeinden, welche 

einen Stadtkreis bilden, find zur Stellung derartiger Anträge (F. 1) nicht befugt. 
$. 3. 

Ueber die Anträge entſcheidet in Ermangelung gütlicher Vereinbarung auf 
Klage der Wegebaupflichtigen der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen und in Städten 
mit mehr als 10 000 Einwohnern der Bezirksausſchuß. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Windſor Caſtle, den 7. Juli 1891. 


(J. S.) Wilhelm. 
v. Caprivi. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. Gr. v. Zedlitz. 


Gef. Samml. 1891. (Nr. 94779478.) 55 


Ausgegeben zu Berlin den 7. Auguſt 1891. 
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(Nr. 9478.) Wegeordnung für die Provinz Sachſen. Vom 11. Juli 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für die Provinz 
Sachſen, was folgt: 


Erſter Titel. 
Von den oͤffentlichen Wegen im Allgemeinen. 


ra 

Oeffentliche Wege find ſolche, welche zu allgemeinem Gebrauche dienen und 
demſelben nicht kraft Privatrechts entzogen werden können. 

Beſchränkungen des allgemeinen Gebrauchs nach der Eigenſchaft der Wege 
als Fahr⸗ oder Fußwege oder nach der beſonderen Beſtimmung derſelben als 
Mühlen ⸗, Kirchen, Schul⸗, Waldzufuhrwege u. ſ. w. heben die Eigenſchaft der 
Wege als öffentliche nicht auf. 

$. 2. 

Dadurch, daß Wege als Koppel, Feld-, Holzwege u. ſ. w. einer Mehr⸗ 
heit (Genoſſenſchaft, Intereſſentenſchaft u. ſ. w.) zuſtehen, oder der feldflur- und 
forſtpolizeilichen Aufſicht unterliegen, wird die Eigenſchaft derſelben als öffentliche 
nicht begründet. 

§. 3. 


Oeffentliche Fahrwege dürfen von Jedermann zum Gehen, Reiten, Fahren 
und zum Viehtransport, öffentliche Fußwege unbeſchadet privatrechtlicher Befugniſſe 
zu einer anderweiten Benutzung derſelben nur zum Gehen benutzt werden. Auch 
kann durch Beſchluß der Wegepolizeibehörde die Benutzung öffentlicher Fußwege 
zum Fahren mit Schubkarren, kleineren Handwagen und dergleichen, zum Reiten 
oder zum Führen von Vieh geſtattet werden. 

Gegen die Verfügung der Wegepolizeibehörde finden die Rechtsmittel nach 
$. 56 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 ſtatt. 

Beſchränkungen der Benutzung der öffentlichen Fahr- und Fußwege können 
im Intereſſe der Sicherheit durch Polizeiverordnung angeordnet werden. Dieſelben 
ſind thunlichſt durch Warnungstafeln zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


§. 4. 
Die Wegebaulaſt begreift, vorbehaltlich der näheren Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes, die Verpflichtung in ſich: 
1) die Wege anzulegen, zu verlegen und einzuziehen; 
2) die Wege dem Verkehrsbedürfniß entſprechend zu unterhalten, zu ver⸗ 
breitern und zu verbeſſern; 


* 
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3) Verkehrshinderniſſe auf den Wegen zu beſeitigen ; 

4) die durch Anlegung, Verbreiterung, Verbeſſerung, Verlegung und Ein— 
ziehung von Wegen, ſowie durch Umwandlung von Privatwegen in 

öffentliche geſetzlich begründete Entſchädigung zu gewähren. 


$. 5. 
Die Wegebaulaſt erſtreckt ſich in gleicher Weiſe auf die Anlegung und 
Unterhaltung aller Zubehörungen der öffentlichen Wege. 


$. 6. 

Als Zubehörungen der öffentlichen Wege gelten alle zur Vollſtändigkeit der 
Wegeanlage oder zum Schutze und zur Sicherheit derſelben und ihrer Benutzung 
nöthigen Anſtalten und Vorrichtungen, namentlich Brücken und Fähren über die 
nicht ſchiffbaren Theile von Gewäſſern, Fuhrten, Durchläſſe, Entwäſſerungs⸗ 
anftalten, Böſchungen, Baumpflanzungen, Schutzgeländer, Wegweiſer, Warnungs⸗ 
tafeln und dergleichen mehr. 

Ebenſo gelten als Zubehörungen der öffentlichen Wege alle zur Verhütung 
oder Beſeitigung von nachtheiligen Folgen der Wegeanlagen erforderlichen Vor⸗ 
richtungen. 

gr, 

Brücken und Fähren über die fchiffbaren Theile von Gewäſſern gelten nicht 
als Zubehörungen der öffentlichen Wege, ſondern als beſondere Anlagen, auf 
welche die Beſtimmungen dieſes Geſetzes nicht Anwendung finden. 

Ebenſo werden Anſtalten und Vorrichtungen, welche, wie die nur zum 
Gebrauche der angrenzenden Grundbeſitzer dienenden Brücken über die Seitengräben 
der Wege und Durchfahrten durch dieſe Gräben, einem der Wegeanlage fremden 
Zwecke dienen, als Zubehörungen der Wege nicht angeſehen, unterſtehen in wege 
polizeilicher Hinſicht jedoch der Wegepolizeibehörde. 


§. 8. 

Die Beleuchtung gehört nicht zur Wegebaulaſt; ebenſowenig innerhalb der 
Städte und ländlichen Ortſchaften die Reinigung der Straßen und öffentlichen 
Plätze ſowie der Zubehörungen derſelben, einſchließlich der Schneeräumungs⸗ 
arbeiten. 

§. 9. 

Die unbeſchadet des allgemeinen Gebrauchs zuläſſige Nutzung der öffent⸗ 
lichen Wege und ihrer Zubehörungen ſteht, ſoweit nicht ein Anderer kraft privat; 
rechtlichen Titels darauf Anſpruch hat, den Wegebaupflichtigen zu. 


$. 10. 

Der Wegebaupflichtige hat die von den zuſtändigen Behörden feſtgeſtellte 
Herſtellung und Veränderung von Telegraphen- und Telephonlinien, Eiſenbahn⸗ 
übergängen, Brücken, Durchläſſen und Drainagen in feinem Straßengebiete zu 
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geſtatten. Vor Feſtſtellung des Planes hat die Anhörung der Wegepolizeibehörde 
und der Wegebaupflichtigen zu erfolgen. 

Die Wegepolizeibehörde kann im Falle des öffentlichen Intereſſes genehmigen, 
daß die Ausführung derartiger Anlagen durch die Feſtſetzung der Entſchädigung 
nicht aufgehalten werde. 

Eine Entſchädigung iſt in allen Fällen nur ſoweit zu gewähren, als durch 
derartige Anlagen eine Erſchwerung der Wegebaulaſt oder eine Beeinträchtigung 
der Nutzungen veranlaßt wird. 

Steht die Nutzung eines öffentlichen Weges und ſeiner Zubehörungen einem 
Anderen als dem Wegebaupflichtigen zu ſo finden die vorſtehenden Beſtimmungen 
gleichfalls Anwendung. 

Die Anlage von anderweitigen Anſtalten innerhalb des Wegegebietes, welche 
nicht durch beſondere Geſetze vorgeſehen ſind, erfordert neben der Genehmigung 
der Wegepolizeibehörde die Zuſtimmung des Wegebaupflichtigen und darf vor 
Ertheilung derſelben nicht ausgeführt werden. 

Wird die Zuſtimmung verſagt, fo kann dieſelbe durch Beſchluß des Kreis- 
ausſchuſſes, und wenn eine Stadt, ein Kreis oder die Provinz dabei betheiligt 
ſind, durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes ergänzt werden. Eine ſolche Ergänzung 
kann nur erfolgen, wenn der Unternehmer bereit und dazu im Stande iſt, den 
Wegebaupflichtigen für die durch die Anlage ihm erwachſende Erſchwerung der 
Unterhaltungspflicht oder entſtehende Beeinträchtigung der Nutzungen zu ent⸗ 
ſchädigen. 

Die Anlegung und Unterhaltung von Brücken und Durchläſſen jeder Art 
für künſtliche Anlagen und Vorrichtungen der vorbezeichneten Art, welche dem 
Zweck der Wegeanlagen fremd ſind, gehört nicht zur Wegebaulaſt. 


§. 11. 

Die an öffentlichen Wegen oder Zubehörungen derſelben beſtehenden privat⸗ 
rechtlichen Nutzungs⸗ oder ſonſtigen Rechte Dritter müſſen dem Wegebaupflichtigen 
auf fein Verlangen, ſoweit dies im Intereſſe des öffentlichen Verkehrs oder zu 
einer ordnungsmäßigen Wegeunterhaltung für erforderlich zu erachten iſt, gegen 
Entſchädigung abgetreten werden. Bei Berechnung der letzteren ſind die Laſten, 
welche dem Berechtigten oblagen, von dem Werthe der Nutzungs- oder ſonſtigen 
Rechte in Abrechnung zu bringen. 

Ueber die Nothwendigkeit der Abtretung ſolcher Privatrechte beſchließt der 
Bezirksausſchuß. 

§. 12. 

Die Feſtſetzung der Entſchädigung ($$. 10 und 11) erfolgt mangels güt⸗ 
licher Einigung durch den Bezirksausſchuß auf Grund vollſtändiger Erörterungen 
zwiſchen den Parteien und, ſoweit dies erforderlich, ſachverſtändiger Abſchätzung. 
Gegen den Beſchluß ſteht binnen drei Monaten nach der Zuſtellung beiden Theilen 
der Rechtsweg offen. 
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: $. 13, 

Die bei der Regulirung oder Verlegung öffentlicher Wege entbehrlich 
werdenden Theile der alten Wege fallen, ſoweit nicht einem Dritten Eigenthums⸗ 
oder Nutzungsrechte daran zuſtehen, oder der alte Weg den einzigen Jufuhrweg 
zu den angrenzenden Grundſtücken bildet, demjenigen als Eigenthum zu, auf 
deſſen Koſten die neue Wegeanlage erfolgt. 


$. 14. 

Auf Leinpfade, auf die nach Inhalt der Deichordnungen und Deichſtatuten 
zugleich als Verkehrswege dienenden Deiche und Dämme, ſowie auf Eiſenbahnen 
und Kunſtſtraßen (Artikel III §. 12 des Geſetzes vom 20. Juni 1887 — Geſetz⸗ 
Samml. S. 301) findet das gegenwärtige Geſetz nicht Anwendung. Soweit 
jedoch unter den vom Fiskus zu unterhaltenden Straßen auch ſolche ſich befinden, 
welche als Kunſtſtraßen anerkannt ſind, gelten auch für dieſe die Beſtimmungen 
der $$. 44 ff. 


Zweiter Titel. 
Von der Wegebaupflicht. 


I. Bezüglich der Provinzial, Kreis- und Gemeindewege. 


515 
Provinzial⸗ und Kreiswege ſind diejenigen öffentlichen Wege, in Anſehung 
derer auf Grund geſetzlicher Beſtimmung oder auf Grund eines Beſchluſſes des 
Provinzialland⸗ beziehungsweiſe Kreistages die Baulaſt dem Provinzial- oder 
Kreisverbande obliegt. 6 
$. 16. 
Alle übrigen öffentlichen Wege ſind Gemeindewege. - 
Die auf Gemeinden bezüglichen Beſtimmungen finden auf ſelbſtändig 
Gutsbezirke gleichmäßig Anwendung, ſoweit ſie nicht die Vertheilung der Wege⸗ 
baulaſten auf die Gemeindeangehörigen betreffen. 


§. 17. 

Die Baulaſt betreffs der Gemeindewege liegt vorbehaltlich der Beſtim— 
mungen unter $$. 24 ff. derjenigen Gemeinde ob, durch deren Bezirk dieſe 
Wege führen. 

Soweit ein Gemeindeweg die Grenze zwiſchen verſchiedenen Gemeinden bildet, 
liegt die Baulaſt dieſen gemeinſchaftlich zu gleichen Theilen ob, falls nicht nach⸗ 
weislich die Grenze längs der einen Seite des Weges hinläuft. Daſſelbe gilt in 
Anſehung der Brücken und Durchläſſe, welche auf der Grenze liegen. 

Ueber die gemeinſchaftliche Unterhaltung derartiger Grenzwege, Grenzbrücken 
oder Grenzdurchläſſe iſt eine Vereinbarung unter den Betheiligten zu treffen. 

(Nr. 9478.) 
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Die Vereinbarung bedarf der Beſtätigung des Kreisausſchuſſes, ſoweit eine Stadt 
betheiligt iſt, des Bezirksausſchuſſes. 

In Ermangelung einer Verſtändigung unter den Betheiligten, oder wenn 
die Beſtätigung der Vereinbarung endgültig verſagt iſt, wird die Unterhaltung 
nach Anhörung der Betheiligten von dem Kreis- beziehungsweiſe Bezirksaus⸗ 
ſchuß geregelt. 

§. 18. 

Gemeinden und Gutsbezirke können mit nachbarlich belegenen Gemeinden 
und Gutsbezirken zur gemeinſamen Erfüllung der Wegebaupflicht nach Maßgabe 
der Beſtimmungen des Titels IV der Landgemeindeordnung für die ſieben öſtlichen 
Provinzen der Monarchie zu Wegeverbänden verbunden werden. 

Auf die bereits beſtehenden Wegeverbände finden dieſe Beſtimmungen fortan 
ſinngemäße Anwendung. 

$. 19. 

Die Wegebaulaſt ift eine Gemeindelaſt. 

Eine Vertheilung der Wegebaulaſt (Neubau und Unterhaltung) unter die 
einzelnen Verpflichteten innerhalb der Gemeinden nach örtlich begrenzten Wege⸗ 
ſtrecken (Anſchlußprinzip, Pfandwirthſchaft u. ſ. w.) iſt unzuläſſig. 


§. 20. 

Ueberfteigt die Erfüllung der Wegebaulaft in einzelnen Fällen die Kräfte 
der Verpflichteten, ſo hat der Kreis denſelben eine Beihülfe zu gewähren. Die 
Nothwendigkeit, die Dauer, die Art und das Maß einer ſolchen Hülfeleiſtung 
ſowie die Bedingungen, unter denen eine ſolche Hülfeleiſtung gewährt werden 
ſoll, wird auf den Vorſchlag des Kreisausſchuſſes durch die Kreisvertretung 
feſtgeſtellt. 

Wird der Antrag der Verpflichteten ganz oder zum Theil von der Kreis— 
vertretung abgelehnt, fo beſchließt auf Anrufen der Verpflichteten der Bezirks⸗ 
ausſchuß. 

§. 21. 


Die Beſtimmung des F. 4. des Geſetzes vom 8. Juli 1875 (Geſetz-Samml. 
S. 497) über die Unterſtützung des Kreis- und Gemeindewegebaues durch die 
Provinz wird durch dieſes Geſetz nicht berührt. 


§. 22. 

Ueber die Beſchaffenheit, in welcher die Gemeindewege ſowie deren Zu— 
behörungen anzulegen und zu erhalten ſind, kann durch beſondere Regulative 
für den Kreis oder für einzelne Kreistheile Beſtimmung getroffen werden. 

In denſelben ſind Normen über die Einrichtung der öffentlichen Wege, 
insbeſondere über deren kunſtmäßigen Ausbau, ferner über Breite, Steigungs— 
verhältniſſe und Entwäſſerung, über die Anlage von Baumpflanzungen, das 
Aufſtellen von Schutzſteinen, Seitengeländern u. ſ. w. vorzuſehen. 


NE 


$. 23. 

Ueber die Feſtſtellung der Regulative beſchließen in Landkreiſen die Kreis 
ausſchüſſe, in Stadtkreiſen die ſtädtiſchen Behörden (§. 169 der Kreisordnung 
vom 13. Dezember 1872 — Geſetz-Samml. ©. 661). 

Die Regulative ſind öffentlich bekannt zu machen. 


II. Von den Wegen, deren Unterhaltung auf beſonderen 
Titeln beruht. 
a. Ohne Hebeberechtigung. 
§. 24. 

Oeffentliche Wege, deren Unterhaltung auch nach Erlaß dieſes Geſetzes nicht 
der Provinz, den Kreiſen oder Gemeinden obliegt, ſondern einem auf Grund 
beſonderen Titels Verpflichteten verbleibt ($$. 43 ff.), find fo zu unterhalten wie 
die Gemeindewege. Die Regulative für den Gemeindewegebau finden auf ſie 
Anwendung. 

$. 25. 

Der auf Grund beſonderer Titel Verpflichtete kann ſeine Verpflichtung durch 
Zahlung einer jährlichen Geldrente an den geſetzlich Verpflichteten ablöſen. In⸗ 
gleichen kann der letztere die Ablöſung der auf beſonderem Titel beruhenden Ver⸗ 
pflichtung verlangen. Die Höhe der Geldrente iſt nach dem Maße der Unter⸗ 
haltungslaſt, welche der beſondere Titel bedingt, zu bemeſſen. 

Der Verpflichtete kann jederzeit durch einmalige Zahlung des fünfundzwanzig⸗ 
fachen Betrages der Geldrente von deren ferneren Zahlung ſich befreien. Neben 
dieſer Ablöſungsſumme iſt die noch nicht fällige Rente nach Verhältniß der ſeit 
dem letzten Fälligkeitstermin verfloſſenen Zeit de zahlen. 

Hinſichtlich des Ablöſungsverfahrens finden die $$. 29 und 34 Anwendung. 


$. 26. 

Geräth ein auf Grund beſonderer Titel Verpflichteter in Vermögensverfall, 
und geht die Verpflichtung nicht auf einen leiſtungsfähigen Dritten über, ſo tritt 
die Wegebaupflicht des nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes ſonſt Verpflichteten 
in Kraft. 

b. Mit Hebeberechtigung. 


$. 27. 

Wenn für die Benutzung von öffentlichen Wegen oder von Zubehörungen 
derſelben eine Abgabe (Wege-, Pflaſter-, Damm-, Brücken-, Fährgeld u. ſ. w.) 
zu entrichten iſt, ſo liegt die Baulaſt an Stelle des nach den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes ſonſt Verpflichteten dem Hebungsberechtigten und zwar, ſoweit nicht 
bei Verleihung des Hebungsrechts abweichende Beſtimmungen getroffen ſind, in 
dem nach Maßgabe dieſes Geſetzes zu beſtimmenden Umfange ob. 
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§. 28. 
Fallen derartige Verkehrsanſtalten in den Zug von Gemeindewegen, ſo 
finden für die Unterhaltung die etwa erlaſſenen Regulative Anwendung. 


g §. 29. 

Genügt eine ſolche Verkehrsanſtalt in derjenigen Beſchaffenheit, in welcher 
ſie der Hebungsberechtigte nach den bei Verleihung des Hebungsrechts getroffenen 
Beſtimmungen zu unterhalten verpflichtet iſt, nicht den nach dieſem Geſetze zu 
ſtellenden Anforderungen, und erklärt ſich der Hebungsberechtigte nicht innerhalb 
der von der Wegepolizeibehörde geſtellten Friſt bereit, dieſelbe dieſen Anforderungen 
entſprechend zu verändern und zu unterhalten, ſo tritt die Wegebaupflicht des 
nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes ſonſt Verpflichteten ein. 

Der Hebungsberechtigte iſt in dieſem Falle verpflichtet, die Verkehrsanſtalt 
jenem Verpflichteten zu Eigenthum abzutreten. Dem Hebungsberechtigten ſteht 
für den ihm aus der hiermit verbundenen Aufhebung des Hebungsrechtes ev- 
wachſenden Verluſt in den Grenzen und nach Maßgabe der Verordnung vom 
16. Juni 1838, die Kommunikationsabgaben betreffend (Geſetz-Samml. S. 353 ff.), 
eine Entſchädigung zu. Dieſelbe iſt von dem in die Unterhaltung eintretenden 
Wegebaupflichtigen zu leiſten und wird nach Maßgabe der genannten Verordnung 
mit den nachfolgenden Abweichungen feſtgeſtellt. 

Der Entſchädigungspflichtige iſt gleich dem Hebungsberechtigten bei dem 
Verfahren zuzuziehen und mit ſeinen Erklärungen zu hören. Die zuzuziehenden 
beiden Sachverſtändigen werden je einer von dem Hebungsberechtigten und dem 
Entſchädigungspflichtigen ernannt. Bei der Abſchätzung der Hebungsrechte, wie 
der Unterhaltungs- und Herſtellungskoſten wird der der Abſchätzung voraus⸗ 
gegangene fünfzehnjährige Zeitraum zu Grunde gelegt. 


$. 30. 

Geräth eine ſolche Verkehrsanſtalt wegen Unvermögens des Hebungsberech— 
tigten in Verfall und kann ihre vorſchriftsmäßige Unterhaltung nicht durch Leber» 
nahme ſeitens eines leiſtungsfähigen Dritten oder durch Beſchlaglegung auf die 
Erträge ſichergeſtellt werden, jo kann dem Hebungsberechtigten feine Berech- 
tigung entzogen und die Anftalt nebſt allen Zubehörungen dem ohne Beſtehen 
eines Hebungsrechts Verpflichteten zur Unterhaltung überwieſen werden. 

Eine Entſchädigung an den Hebungsberechtigten wird nicht gewährt. 


$. 31. 

Ueberſteigen die Abgaben, welche für die Benutzung von öffentlichen Wegen 
oder von Zubehörungen derſelben zu entrichten find ($. 27), die Unterhaltungs⸗ 
und Wiederherſtellungskoſten einſchließlich der landüblichen Zinſen vom Anlage 
kapital, ſo ſind dieſelben auf den Antrag der ſonſt geſetzlich Verpflichteten auf 
einen dieſen Koſten entſprechenden Betrag zu ermäßigen. 
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Ebenſo ſind dieſe Abgaben auf den Antrag der ſonſt geſetzlich Verpflichteten 
abzulöſen. 

Für den in Folge einer ſolchen Ermäßigung oder Ablöſung theilweiſe oder 
ganz fortfallenden Betrag der Hebungen ſteht dem Hebungsberechtigten eine von 
dem Antragſteller zu leiſtende und nach den Beſtimmungen des $. 29 feſtzuſtellende 
Entſchädigung zu. 

$. 32. 

Auch dem Hebungsberechtigten ſteht das Recht zu, die Aufhebung der mit 
dem Hebungsrechte verbundenen Baulaſt und deren Uebernahme ſeitens des 
ſonſt Verpflichteten zu verlangen, wenn er bereit und im Stande iſt, denſelben 
für den über den Werth des Hebungs rechts etwa hinausgehenden Betrag der 
Baulaſt zu entſchädigen und im Uebrigen auf das Hebungsrecht ohne Entſchädigung 
verzichtet. 

§. 33. 


In den Fällen der §8. 29, 30 und 32 kann das Hebungsrecht, jedoch 
nur in einem den durchſchnittlichen Koſten der Unterhaltung und Wiederherſtellung 
der Verkehrsanſtalt entſprechenden Betrage, auf den in die Bauverpflichtung Ein⸗ 
tretenden auf Anſuchen deſſelben übertragen werden. 


6. 34. 


Ueber die Verpflichtung zur Abtretung einer Verkehrsanſtalt (§. 29), über 
die Ermäßigung und Ablöſung der Abgaben und die dem Hebungsberechtigten 
zu gewährende Entſchädigung ($$. 29 und 31), ſowie über die Uebertragung der 
Baulaſt (F. 32) und des Hebungsrechts (F. 33) beſchließt der Bezirksausſchuß. 

Gegen den auf die Höhe der Entſchädigung ice Beſchluß ſteht 
dem Hebungsberechtigten wie dem Entſchädigungspflichtigen binnen drei Monaten 
nach der Zuſtellung der Rechtsweg offen. i 

Im Uebrigen ſteht den Betheiligten gegen die Beſchlüſſe des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes (§ . 28 bis 33) die Beſchwerde bei dem Provinzialrath zu. 

Ueber die Cntgiehung der Hebungsberechtigung (§. 30) entſcheidet auf Klage 
der Wegepolizeibehörde der Bezirksausſchuß. f 

F. 35, 

Privatrechtliche Verpflichtungen zur Unterhaltung von Wegen unterliegen 
den Beſtimmungen des §. 25 und werden im Uebrigen von den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes nicht berührt. 

Dritter Titel. 
Von den Verpflichtungen Dritter in Beziehung auf den Wegebau. 
§. 36. 

Derjenige, deſſen Grundeigenthum zum Zwecke der Regulirung oder Ver⸗ 

legung eines Weges entzogen oder beſchränkt wird, iſt verpflichtet, auf die ihm 
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zu gewährende Entſchädigung die verfügbar werdenden Theile des alten Weges 
($. 13), wenn fie mit feinen eigenen Grundſtücken in unmittelbarem Zuſammen— 
hange ſtehen, nach dem Taxwerthe in Anrechnung zu nehmen. 

Soweit ſolche Wegetheile weder zu Zwecken des Wegebaues noch zur Ent- 
ſchädigung gebraucht werden, ſollen dieſelben den angrenzenden Grundbeſitzern zur 
Uebernahme für den Taxwerth angeboten werden. 


$. 37. 

Darüber, welche Grundbeſitzer und in welchen Antheilen dieſelben zur 
Uebernahme der Wegetheile verpflichtet oder berechtigt ſein ſollen, beſchließt nach 
Anhörung der Betheiligten der Bezirksausſchuß. Von demſelben iſt dabei zugleich 
der Uebernahmepreis und die Friſt feſtzuſetzen, innerhalb welcher die als berechtigt 
bezeichneten Grundbeſitzer bei Verluſt ihrer Befugniß über Ausübung derſelben ſich 
zu erklären haben. 

Gegen dieſen Beſchluß ſteht nur demjenigen, welchem der Werth des 
Grundſtücks auf die ihm gebührende Entſchädigung angerechnet werden ſoll, und 
nur hinſichtlich des Werths, binnen drei Monaten nach der Zuſtellung des Be— 
ſchluſſes der Rechtsweg zu. Bis zum Ablauf der in dem Beſchluſſe feſtgeſetzten 
Friſt dürfen die verfügbar gewordenen Wegetheile nicht anderweit veräußert 
werden. 

F. 38. 

Oeffentliche Fußwege, welche zur Seite der Fahrſtraßen in ländlichen Ort⸗ 
ſchaften oder außerhalb derſelben bei bebauten Grundſtücken vorüberführen, ſind 
von den Gemeinden anzulegen, zu verbeſſern und zu unterhalten, ſofern nicht ein 
Anderer rechtlich dazu verpflichtet iſt. 

Durch Ortsſtatut kann dieſe Verpflichtung den Eigenthümern der an⸗ 
grenzenden Grundſtücke auferlegt werden. 


§. 39. 

Entſteht bei Anlegung neuer oder Verlegung beſtehender Wege das Be 
dürfniß, Teiche, Lehm-, Sand- und andere Gruben mit Einfriedigungen zu ver⸗ 
ſehen, fo find die Koſten der Einrichtung ſolcher Anlagen von dem Wegebau— 
pflichtigen zu tragen, die Koſten der Unterhaltung aber nur ſoweit, als dieſelben 
über den Umfang der beſtehenden Verpflichtungen zur Unterhaltung vorhandener, 
demſelben Zwecke dienender Anlagen hinausgehen. 


$. 40. 

Wenn die an einem öffentlichen Fahrwege belegenen Grundſtücke mit 
Bäumen oder Hecken beſetzt ſind, müſſen die überhängenden Aeſte und Zweige, 
ſoweit nöthig, auf Verlangen der Wegepolizeibehörde von den Eigenthümern 
weggeſchafft werden, ohne daß dadurch ein Anſpruch auf Entſchädigung ber 
gründet wird. 
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Wo eine Straßen- und Baufluchtlinie auf Grund des Geſetzes vom 
2. Juli 1875 (Geſetz-Samml. S. 561) nicht beſteht, kann von der Wegepolizei⸗ 
behörde verlangt werden, daß bauliche Anlagen aller Art, Einhegungen, Bäume 
und Sträucher, welche in Zukunft auf ſolchen Grundſtücken angebracht werden, 
in der zur Austrocknung des Weges erforderlichen Enfernung, jedoch höchſtens 
bis zu drei Metern vom Rande des Weges, vom Wege zurückbleiben. Iſt ein 
Graben vorhanden, ſo wird er auf dieſe Entfernung angerechnet. 

Müſſen Pflanzungen nach der Anordnung der Behörde zur Austrocknung 
des Weges gelichtet oder fortgefchafft- werden, fo iſt der Eigenthümer derſelben 
von dem Wegebaupflichtigen zu entſchädigen, es ſei denn, daß die zur Zeit des 
Inkrafttretens dieſes Geſetzes beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften der Behörde die 
Befugniß einräumen, die Lichtung oder Beſeitigung von dergleichen Pflanzungen 
ohne Entſchädigung zu fordern. 

Für die Feſtſetzung der Entſchädigung finden die Beſtimmungen des $. 12 
Anwendung. 


F. 41. 

Handelt es ſich um die durch Lohnarbeit nicht zu beſchaffende Beſeitigung 
oder Verhütung zeitweiliger Unterbrechung des Verkehrs auf öffentlichen Wegen 
zufolge von Schneefall, Schneewehen, Eisgang, Ueberſchwemmung oder ſonſtigen 
Ereigniſſen, ſo ſind die Einwohner der Ortſchaften, innerhalb deren Bezirke ſolche 
Ereigniſſe eingetreten find, ſowie der benachbarten Ortſchaften zur Leiſtung von 
Naturaldienſten verpflichtet. 

Für die Leiſtung dieſer Dienſte iſt von den Wegebaupflichtigen Entſchädigung 
nach ortsüblichen Sätzen zu gewähren. Im Streitfalle wird die Entſchädigung 
1 a vom Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen vom Bezirksausſchuß endgültig 
feſtgeſtellt. 


Vierter Titel. 
Schluß⸗ und Uebergangsbeſtimmungen. 


$. 42. 

Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. April 1892 in Kraft und von 
dieſem Zeitpunkt ab an Stelle aller bisherigen allgemeinen oder beſonderen gejeg- 
lichen Vorſchriften, Ordnungen, Gewohnheitsrechte und Obſervanzen in Beziehung 
auf die Wegebaulaſt. | 

Das Gefe vom 28. Mai 1887, betreffend die Heranziehung der 
Fabriken u. ſ. w. mit Präzipualleiſtungen für den Wegebau in der Provinz 
Sachſen (Geſetz-Samml. S. 277), wird von den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
nicht berührt. Hinſichtlich der Zuſtändigkeit der Behörden zur Wahrnehmung der 
in der Wegepolizei begründeten Befugniſſe, des Verfahrens und der Rechtsmittel 
gegen die Anordnungen der Wegebaupolizeibehörden kommen die Beſtimmungen der 
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H. 55 bis 57 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 (Geſetz⸗Samml. 
S. 237) zur Anwendung. 

Wegen der Zuſtändigkeit und des Verfahrens der Auseinanderſetzungs⸗ 
behörden in Wegebauſachen verbleibt es innerhalb ihres Wirkungskreiſes bei den 
dieſerhalb geltenden geſetzlichen Beſtimmungen. 

$. 43, 

Diejenigen Rechte und Verbindlichkeiten in Beziehung auf den Wegebau, 
welche vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes durch beſondere Titel begründet ſind, 
bleiben nur inſoweit in Kraft, als in den letzteren die Wegebaulaſt nicht blos 
nach den bisherigen allgemeinen oder beſonderen geſetzlichen Vorſchriften, 
Ordnungen, Gewohnheitsrechten und Obſervanzen anerkannt oder feſtgeſtellt ist. 

Für die Urbarien, die gutsherrlich-bäuerkichen Regulirungsrezeſſe und Ge⸗ 
meinheitstheilungsrezeſſe gilt die Vermuthung, daß in denſelben die Rechte und 
Verbindlichkeiten in Beziehung auf den Wegebau nach den bisherigen allgemeinen 
oder beſonderen geſetzlichen Vorſchriften, Ordnungen, Gewohnheitsrechken und 
Obſervanzen anerkannt oder feſtgeſtellt ſeien. Sofern es wegen örtlich vermiſchter 
Lage oder nicht ſicherer Abgrenzung von Gemeindebezirken zur Uebernahme der 
durch Urbarien, gutsherrlich⸗bäuerliche Regulirungs⸗ oder Gemeinheitstheilungs⸗ 
rezeſſe geordneten Unterhaltungspflicht durch die Gemeinde einer Abgrenzung der⸗ 
ſelben zwiſchen den Betheiligten bedarf, finden auf die Vereinbarung die Be⸗ 
ſtimmungen des F. 17, letzter Abſatz, Anwendung. 

Bis zur anderweiten Abgrenzung der Unterhaltungslaſt bleiben die Be⸗ 
ſtimmungen der bezeichneten Urbarien und Rezeſſe vorläufig in Kraft. 


§. 44. 

Die Verpflichtung des Staates zur Unterhaltung gewiſſer Landſtraßen und 
Landwege nebſt Zubehörungen, auch wenn dieſelben als Kunſtſtraßen anerkannt 
find, geht in Gemäßheit des F. 42 auf die Provinz über, und zwar unter Auf- 
hebung der bisher von den Pflichtigen zu leiſtenden Hand- und Spanndienfte, 
einſchließlich der in den vormals ſächſiſchen Landestheilen zu leiſtenden Straßen- 
frohndienſte gegen Entſchädigung (F. 48). 

F. 45. 

Die auf die Provinz übergehenden Landſtraßen und Landwege (F. 44) 
find in derjenigen Art von Unterhaltung zu übergeben (gepflaſtert, chauſſirt, 
befieft, unbefeſtigt u. ſ. w.), in welcher fie ſich am 1. April 1892 befinden. Der 
Unterhaltungszuſtand muß ein ordnungsmäßiger ſein. Entſtehen bei der Ueber⸗ 
gabe Streitigkeiten, ſo ſind dieſelben unter Ausſchluß weiterer Rechtsmittel von 
einem Schiedsgericht zu entſcheiden, zu welchem die Staatsregierung und die 
Provinzialverwaltung je ein Mitglied ernennen. Einigen ſich dieſe nicht, ſo tritt 
der Präſident des betreffenden Landgerichts als Obmann ein. Berührt die Straße 
die Bezirke mehrerer Landgerichte, ſo ernennt der Präsident des Oberlandesgerichts 
den Obmann aus der Zahl der betheiligten Landgerichtspräſidenten. 
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§. 46. 

Die Provinz erhält vom Staate für die Uebernahme der Verwaltung und 
Unterhaltung dieſer Straßen und Wege eine Jahresrente, welche dem vom Staate 
im Durchſchnitte der Jahre vom 1. April 1885 bis 1. April 1891 aus dem 
Ordinarium des Staatshaushalts⸗Etats für die Verwaltung und Unterhaltung 
derſelben aufgewendeten Betrage, zuzüglich des vom Staate im Durchſchnitt der 
Jahre vom 1. April 1881 bis 1. April 1891 für den gleichen Zweck aus dem 
Extraordinarium des Staatshaushalts⸗Etats aufgewendeten Betrages entſpricht. 

Die Jahresrente wird durch Königliche Verordnung feſtgeſtellt, ſie kann 
von dem Staate durch einmalige Zahlung des fünfundzwanzigfachen Betrages 
derſelben abgelöſt werden. 

Ebenſo geht die der Bauverwaltung obliegende Unterhaltung derjenigen 
Brücken über nicht ſchiffbare Gewäſſer, deren Koſten aus Waſſerbaufonds ge⸗ 
tragen werden, gegen eine mit dem fünfundzwanzigfachen Betrage ablösbare 
Jahresrente von 7 763,19 Mark auf die Provinz über. 

Zugleich mit der Unterhaltung dieſer Straßen und Brücken geht das bis— 
herige Eigenthum des Staates an denſelben mit allen Zubehörungen ſowie mit 
allen vertragsmäßigen Rechten und Pflichten auf die Provinz über. 

Sämmtliche Verpflichtungen, welche dem Staate gegenüber dem angeſtellten 
Wegeaufſichtsperſonale obliegen, gehen auf die Provinz über. 


$. 47. 

Die Provinz kann die ihr auferlegte Verpflichtung für ſolche Wege und 
Brücken, welche keinen größeren Verkehr vermitteln, je nach der Bedeutung des 
Weges und der Brücken an kleinere Verbände (Kreiſe, Gemeinden) gegen Ueber- 
weifung einer entſprechenden Entſchädigung übertragen. Die Entſchädigung wird 
unter billiger Berückſichtigung der Geſammtverhältniſſe, insbeſondere nach Ver⸗ 
hältniß der vom Staate gewährten Geſammtentſchädigung und der für die Unter⸗ 
haltung der betreffenden Wegeſtrecken nach ſachverſtändigem Ermeſſen aufzu— 
wendenden Koſten feſtgeſtellt. 

Wird die Uebertragung abgelehnt, oder kommt eine Vereinbarung über 
die zu leiſtende Entſchädigung nicht zu Stande, ſo beſchließt der Bezirksausſchuß. 


$. 48. 

Die von den Pflichtigen für die Aufhebung der Hand⸗, Spann» und 
Straßenfrohndienſte ($. 44) an die Provinz zu leiſtende Entſchädigung beſteht in 
dem zehnfachen Betrage des Jahresgeldwerthes der Dienſte. Derſelbe wird nach 
dem Durchſchnitt der letzten fünfzehn Jahre und unter Zugrundelegung der bei 
der Ablöſung der Dienſte an den Staat zur Anwendung gebrachten niedrigſten 
Sätze berechnet. Wo in den letzten fünfzehn Jahren Straßenbaudienſte nicht 
geleiſtet ſind, die Verpflichtung für Leiſtung derſelben aber durch Anerkenntniß 
oder richterliches Urtheil feſtgeſtellt iſt, wird der Berechnung der Durchſchnitt der 
vorangegangenen fünfzehn Jahre zu Grunde gelegt. 
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Ueber die Höhe der Entſchädigung beſchließt in Ermangelung gütlicher 
Einigung der Bezirksausſchuß. 5 

Gegen den Beſchluß ſteht der Provinz wie dem Entſchädigungspflichtigen 
der Rechtsweg zu. 

Die Klage iſt binnen einer Ausſchlußfriſt von drei Monaten nach erfolgter 
Zuſtellung des Beſchluſſes anzubringen. 


$. 49. 

Die in den ehemals ſächſiſchen Landestheilen noch zur Hebung kommenden 
Aequivalentgelder, ſowie die übrigen Vergütungen für in Geld verwandelte Dienſte 
kommen, ſoweit ſie nicht die rechtliche Natur von Domänenablöſungsrenten haben, 
gegen Zahlung des zehnfachen Jahresbetrages an den Staat mit dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes gleichfalls in Wegfall. 


$. 50. 


Von der durch dieſes Geſetz begründeten Wegebaulaſt kann durch Ver⸗ 
jährung oder andere privatrechtliche Titel Befreiung nicht erwirkt werden. 


$. 51. 

Den Verhandlungen über die bei dem Bau öffentlicher Wege vorkommenden 
Beſitzveränderungen und den in dieſer Beziehung bei den Grundbüchern noth— 
wendigen Eintragungen und Löſchungen, ſowie den darüber auszufertigenden 
Urkunden ſteht die Gebühren⸗ und Stempelfreiheit nach der Kabinetsordre vom 
4. Mai 1833 (Geſetz⸗Samml. S. 49) zu. 


§. 52. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten und, ſoweit es ſich um die Ueber 
tragung der ſtaatlichen Baulaſt auf die Provinz handelt, der Finanzminiſter 
werden mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben London, den 11. Juli 1891. 


(L. S.) Wilhelm. 
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